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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,

unser VBB-Magazin, das Sie jetzt in Hän-
den halten, ist in dieser Ausgabe mono-
thematisch auf die anstehenden Personal-
ratswahlen ausgerichtet. Dafür bitte ich 
schon jetzt um Ihr Verständnis. Unser Ver-
band befindet sich sozusagen auf der Ziel-
geraden. Wir wollen deshalb auch bei die-
sen Personalratswahlen die Gelegenheit 
nutzen, Kandidatinnen und Kandidaten 
unseres VBB zu präsentieren und für de-
ren Wahl zu werben. In wenigen Wochen 
also werden in der gesamten Bundeswehr 
die Personalratswahlen stattfinden, Sie, 
die Sie sich noch im aktiven Berufsleben 
befinden, werden aufgerufen sein, Ihre 
Interessenvertretung durch Wahlen zu be-
stimmen. Das ist im Vorfeld immer eine 
herausfordernde Zeit. Das hängt auch da-
mit zusammen, dass auch Rechenschaft 
über die zu Ende gehende Wahlperiode 
gegeben werden muss. Und wie jedes Mal 
werben die Kandidatinnen und Kandida-
ten in freien Listen und Gewerkschafts-/
Verbandslisten um Ihre Stimme. Wie im-

mer wird es darauf ankommen, in 
 Gesprächen mit den Kolleginnen 
und Kollegen auf die Erfolge unserer 
 Verbandsarbeit der letzten Jahre 
hinzuweisen. Denn nicht nur über 
die Arbeit der Vertreter in den Per-
sonalräten wird abgestimmt, son-
dern natürlich indirekt auch über die 
Arbeit von Verbänden und Gewerk-
schaften für das jeweilige Klientel, 
das sie vertreten. Es gehört aber 
auch zu einer gebotenen Offenheit, 
im Gespräch aufzuzeigen, wo für die 
nächsten Jahre noch Handlungsbe-
darf besteht.

Die strukturellen Überlegungen,  
auf die wir in den letzten Ausgaben 
unseres Magazins hingewiesen ha-
ben, werden nicht nur Verbände und 
 Gewerkschaften in Atem halten, 
 sondern ganz maßgeblich auch dieje-
nigen von Ihnen, die in ein Personal-
ratsgremium gewählt werden. Diese 
Tätigkeit wird herausfordernd und 
anspruchsvoll sein. Und ich möchte 
schon heute von dieser Stelle aus al-
len danken, die sich für ein Mandat 
zur Verfügung gestellt haben, in un-
serem Verband bei der Vorbereitung 
der Wahlen tatkräftig mitgearbeitet 
haben und denen, die in den Wahl-
vorständen auf allen Ebenen für eine 
ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahlen gesorgt haben. An alle Wäh-
lerinnen und Wähler appelliere ich: 
Gehen Sie zu Wahl. Nutzen Sie die 
Möglichkeit, Ihre Vertreter in die 
 Personalräte zu wählen. Ein über-
zeugendes Wahlergebnis stärkt 
zwangsläufig die Position der Mitar-
beitervertretungen für die Gesprä-
che mit den Verantwortlichen in Be-
hörden und Dienststellen. Eine 
attraktive Bundeswehr braucht eine 
starke Interessenvertretung, gerade 
für die zivilen Beschäftigten.
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Bei Arbeitnehmern und Beam-
ten sind die klassischen Per-
sonalvertretungsrechte im 
 Besonderen bei Personalmaß-
nahmen im Bundespersonal-
vertretungsrecht normiert. 
Deshalb war es für den Ver-
band der Beamten der Bundes-
wehr ein großer Erfolg, dass 
die von der Leitung des Minis-
teriums geplanten gesetzli-
chen Veränderungen im 
 Soldatenbeteiligungsgesetz 
verhindert werden konnten. 
Diese hätten über eine mittel-
bare Auswirkung dazu geführt, 
dass die Statusgruppe der Sol-
daten, die nur sehr geringe Be-
teiligungsrechte hat, bei der 
Anzahl der Sitze in den Bezirks- 
und Gesamtpersonalräten so-
wie im Hauptpersonalrat zu-

lasten der Arbeitnehmer und 
Beamten bevorteilt worden 
wäre.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in den nächsten Tagen 
und Wochen wird Ihnen noch 
viel Wahlwerbung begegnen, 
mit der auch andere Verbände, 
Gewerkschaften oder soge-
nannte „Freie Listen“ bei den 
Personalratswahlen um Ihre 
Stimme bitten. Manch eine 
Gruppierung wird versuchen, 
Ihnen den Eindruck zu vermit-
teln, die im Beamtenbereich 
erzielten Verbesserungen seien 
Teil ihrer Gewerkschafts- oder 
Verbandsarbeit gewesen. Es 
scheint wohl immer mehr in 
Mode zu kommen, als Tritt-
brettfahrer vom Erfolg anderer 

partizipieren zu wollen. Ein sol-
ches Verhalten ist misslich und 
ärgerlich, aber wohl nicht zu 
verhindern. Wichtig erscheint 
mir aber nach all den Jahren 
meiner Tätigkeit für unseren 
VBB im Ehrenamt und beson-
ders als Bundesvorsitzender 
die Feststellung, dass sich nur 
der VBB für die Beamtinnen 
und Beamten als die maßgeb-
liche Interessenvertretung in 
den jeweils fachlich zuständi-
gen Bundesministerien und im 
Parlament einsetzt. Optimie-
rungspotenzial gibt es überall 
– auch in unserer Verbandsar-
beit. Wer wollte das bestreiten. 
Aber der VBB versteht Ver-
bands- und Personalratsarbeit 
als seriöses „Geschäft“ im Inte-
resse seiner Mitglieder, aller 

ziviler Beschäftigten der Bun-
deswehr und vor allem zusam-
men mit denjenigen Kollegin-
nen und Kollegen, die für 
unseren VBB in die Personal-
räte gewählt werden.

Also nehmen Sie diese Wahl 
ernst, nutzen Sie Ihr Wahlrecht 
und wählen Sie für die Status-
gruppe der Beamten das 
 Original.

Herzlichst

Ihr

Wolfram Kamm

„Die Rolle des Zivilpersonals muss gestärkt 
werden“ – VBB-Bundesvorsitzender im Ge-
spräch mit dem Vorsitzenden des Vertei di-
gungsausschusses, Wolfgang Hellmich, MdB
„Die Rolle des Zivilpersonals 
muss gestärkt werden“, mit 
diesem Satz lässt sich das 
zweite Gespräch des Bundes-
vorsitzenden des Verbandes 
der Beamten der Bundeswehr, 
Wolfram Kamm, mit dem 
 Vorsitzenden des Verteidi-
gungsausschusses, Wolfgang 
Hellmich, am 17. März 2016 zu-
sammenfassen. 

Es war die Fortführung des 
Meinungsaustausches von 
Mitte Januar 2016, bei dem 
ebenfalls bereits die Verbesse-
rung der Attraktivität der Ar-
beitsplätze des Zivilpersonals 
im Mittelpunkt stand. 

Und so konnte man in der 
zweiten Runde schnell Einver-
nehmen darüber erzielen, nun-
mehr verstärkt finanzielle und 
strukturelle Verbesserungen 

für das Zivilpersonal in Angriff 
zu nehmen. Während noch beim 
Attraktivitätssteigerungsgesetz 
fast ausnahmslos die Status-
gruppe der Soldaten im Vorder-
grund stand, müsse jetzt ver-
stärkt der Blick auf die bedeut- 
same Rolle des Zivilpersonals 
gelenkt werden. Die längst 
überfällige Erhöhung der Um-
fangszahlen bei Arbeitneh-
mern und Beamten spielt dabei 
ebenso eine bedeutsame Rolle 
wie strukturelle Verbesserung 
in der Laufbahnentwicklung 
und finanzielle Zuwächse. 

Wolfgang Hellmich verwies in 
dem Zusammenhang auch auf 
ein Strategiepapier der Vertei-
digungspolitiker seiner Frakti-
on, in dem der statusgerechte 
Einsatz von Soldatinnen und 
Soldaten gefordert werde – 
also das Herauslösen von Sol-

daten aus Verwal-
tungsbereichen 
und die Übernah-
me der freiwerden-
den Aufgaben 
durch das Zivilper-
sonal. Hierdurch 
sei bei den Streit-
kräften ein Auf-
wuchs um bis zu 
5.000 Personen 
möglich. Diese Vor-
gehensweise wird 
durch den VBB in 
vollem Umfang ge-
teilt. 

Darüber hinaus wurden die or-
ganisatorischen Überlegungen 
und/oder Planungen im Rüs-
tungsbereich, der Personalge-
winnungsorganisation sowie 
des „Mutterhauses“ BMVg 
 diskutiert und die Fortführung 
des Gespräches vereinbart. 

Die Einladung zum parla-
mentarischen Abend des  
VBB aus Anlass des 60-jähri-
gen Bestehens unseres Ver-
bandes, der am 8. November 
2016 stattfinden wird, hat  
Herr Hellmich mit Freude an-
genommen. 
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VBB begrüßt SPD-Initiative zur 
Personalentwicklung in der Bundeswehr
Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) begrüßt 
die am 17. März 2016 veröffent-
lichte Initiative der Verteidi-
gungspolitiker der SPD-Bundes-
tagsfraktion zur Erhöhung der 
Umfangszahlen und zur Steige-
rung der Attraktivität der Ar-
beitsplätze für das Zivilperso-
nal in der Bundeswehr als ersten 
Schritt in die richtige Richtung.

Bereits in der Vergangenheit 
haben wir stets darauf hin-

gewiesen, dass mit dem – 
ohne vorher durchgeführte 
Aufgabenkritik – festgeleg-
ten zivilen Personalumfang, 
die ständig wachsenden Auf-
gaben nicht mehr erledigt 
werden können.

Angesichts des demografi-
schen Wandels steigt der Be-
darf an qualifiziertem Personal 
– nicht nur in der Bundeswehr-
verwaltung, sondern in der ge-
samten Bundesverwaltung.

Notwendig ist deshalb die 
Erhöhung der Personalum-
fänge insbesondere im zivi-
len Bereich. Diese Erhöhung 
des Personalumfangs muss 
jedoch auch zwingend ein-
hergehen mit der Entlas-
tung der Soldatinnen und 
Soldaten von Verwaltungs-
aufgaben, um sich auf ihre 
soldatischen Aufgaben 
 konzentrieren zu können. 
Kritisch sehen wir die Aus-
sagen zum Binnenarbeits-

markt Bundeswehr, insbe-
sondere dann, wenn beim 
Wechsel aus dem Soldaten-
verhältnis in ein Beamten-
verhältnis die Laufbahnaus-
bildung als Qualitätsstan- 
dard außer Kraft gesetzt 
werden sollte.

http://www.spdfraktion.de/
presse/pressemitteilungen/ 
mehr-personal-für-die- 
bundeswehr 
 

VBB setzt sich für den Erhalt der 
bisherigen Regelung des Sonderurlaubes 
für gewerkschaftliche Zwecke ein!
Nachdem der Verband der Be-
amten der Bundeswehr e.V. 
(VBB) zunächst im Rahmen der 
Verbändebeteiligung ausführ-
lich zur Novellierung der Son-
derurlaubsverordnung (SUrlV) 
Stellung genommen hat und 
sich unter anderem vehement 

gegen die Kürzung des Sonder-
urlaubs für gewerkschaftliche 
Zwecke auf fünf Tage (bisher 
sind unter Umständen zehn 
Tage möglich) ausgesprochen 
hat, stand am 15. März 2016 
das Beteiligungsgespräch zur 
Änderung der Sonderurlaubs-

verordnung auf dem Plan. An 
diesem wichtigen Termin 
nahm auch der VBB, vertreten 
durch seinen Bundesvorsitzen-
den Wolfram Kamm, teil und 
bezog – wie auch schon in der 
schriftlichen Stellungnahme 
– deutlich Stellung.

Nähere Informationen zum Be-
teiligungsgespräch auch unter: 
http://www.dbb.de/teaser 
detail/artikel/sonderurlaub- 
fuer-bundesbeamte-dbb- 
begruesst-fortschritt.html 
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Schuster, bleib bei deinem Leisten!
Seit einigen Monaten werden 
Forderungen immer stärker 
und lauter, die Bundeswehr 
angesichts immer neuer Aus-
landseinsätze zu vergrößern, 
mit unterschiedlichen Lö-
sungsansätzen. Hier einige 
Beispiele, den Tageszeitungen 
seit Dezember 2015 entnom-
men: 

 > Bundesverteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen 
selbst war es, die im Dezem-
ber 2015 eine entsprechen-
de Debatte losgetreten 
hatte. Sie lässt zurzeit un-
tersuchen, ob in der Truppe 
Aufgabenqualität und Per-
sonalausstattung noch zuei-
nander passen. Mit Ergeb-
nissen wird in einigen 
Monaten gerechnet.

 > Der Generalinspekteur der 
Bundeswehr, Volker Wieker, 
räumte ein, dass die Truppe 
aufgrund der hohen Einsatz-
belastung Abstriche bei der 
Erfüllung anderer Aufgaben 
machen müsse. 

 > Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion unterstützt von der 
Leyens Initiative. Angesichts 
der stetig steigenden Aufga-
ben sei eine Anhebung des 
Personalumfangs unum-
gänglich, so ihr verteidi-
gungspolitischer Sprecher 
Henning Otte.

 > Auch der ehemalige Vertei-
digungsminister Franz Josef 
Jung sprach sich für eine 
Aufstockung der Personal-
stärke der Bundeswehr aus.

 > SPD-Verteidigungsexperte 
im Bundestag, Rainer Arnold, 
sieht die Notwendigkeit, die 
Fehler der letzten Bundes-
wehrreform zu korrigieren. 
Allerdings denkt er nicht an 
eine Erhöhung der Gesamt-
zahl der Soldaten. Nach sei-
ner Ansicht muss unter an-
derem das militärische 
Personal von Verwaltungs-
aufgaben entlastet werden. 

Dazu sei die Zahl der auf 
55.000 zurückgefahrenen 
zivilen Mitarbeiter wieder zu 
erhöhen.

 > Der Bundesvorsitzende des 
Deutschen Bundeswehrver-
bandes, Andrè Wüstner, kom-
mentierte die immer neuen 
Auslandseinsätze der Bun-
deswehr wie folgt: „Das al-
les, was wir machen sollen, 
das geht mit dem jetzigen 
Personal ... so nicht mehr 
weiter.“ 

 > Der Wehrbeauftrage des 
Bundestages, Hans-Peter 
 Bartels, ergänzte: „Wir sind 
absolut im roten Bereich.“ Er 
sieht die Bundeswehr perso-
nell im freien Fall und for-
dert eine Trendwende. 

 > Auch bei den Wählern gibt 
es angesichts der weltwei-
ten Krisen viel Unterstüt-
zung für eine Vergrößerung 
der Bundeswehr. In einer 
Umfrage im Dezember 2015 
sprachen sich 56 Prozent da-
für aus, nur 30 Prozent dage-
gen.

Die Flüchtlingshilfe, die viele 
Angehörige der Bundeswehr 
leisten, darunter rund 7.000 
Soldaten, will die Verteidi-
gungsministerin in diesem 
Sommer beenden. „Aus einer 
Amtshilfe in akuter Not darf 
keine Regelaufgabe der Bun-
deswehr werden“, hatte von 
der Leyen zu Jahresbeginn der 
Zeitschrift des Deutschen 
Bundeswehrverbandes ge-
sagt. Und der Verbandschef 
hatte zur Dauer der Flücht-
lingshilfe durch die Streitkräf-
te gesagt: „Es ist nicht unsere 
Kernkompetenz und auch kei-
ne Kernaufgabe.“ 

Was sind denn die Kernauf-
gaben der Streitkräfte? Diese 
sind im Artikel 87a des Grund-
gesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland (GG) verankert 
und definieren eindeutig die 
Erwartung des Verfassungs-

gebers bezüglich Kernkompe-
tenz, Kernfähigkeit und Kern-
aufgabe: 

„Artikel 87a

(1) Der Bund stellt Streitkräfte 
zur Verteidigung auf. Ihre zah-
lenmäßige Stärke und die 
Grundzüge ihrer Organisation 
müssen sich aus dem Haus-
haltsplan ergeben.

(2) Außer zur Verteidigung dür-
fen die Streitkräfte nur einge-
setzt werden, soweit dieses 
Grundgesetz es ausdrücklich 
zulässt.

(3) ...

(4) ...“

Die Kernaufgabe der Streitkräf-
te besteht also in der Verteidi-
gung. Entsprechend schwört 
der Berufs- und Zeitsoldat 
nach § 9 des Soldatengesetzes, 
„der Bundesrepublik Deutsch-
land treu zu dienen und das 
Recht und die Freiheit des 
deutschen Volkes tapfer zu 
verteidigen ...“. Zu anderen als 
diesen Verteidigungsaufgaben 
(ausgenommen die in den Ab-
sätzen 3 und 4 des Artikel 87a 
in Verbindung mit Artikel 35 
und 91 GG ausdrücklich zuge-
lassenen Sonderfälle – in die-
ser Abhandlung nicht abge-
druckt) dürfen die Streitkräfte 
nicht eingesetzt werden (ver-
fassungsrechtliches Verbot ge-
mäß Abs. 2 Artikel 87a GG).

Schauen wir uns nun den Istzu-
stand an. Nach Informationen 
aus dem Internet (www. 
bundeswehr.de) vom 17. Febru-
ar 2016 sind von 178.573 Sol-
dateninnen und Soldaten ins-
gesamt 171.200 (gleich 95,9 
Prozent) in den Streitkräften 
verfassungsgemäß eingesetzt, 
davon

 > circa 550 in den militärischen 
Abteilungen des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung 
(Zahl geschätzt): 

– Abteilung Planung 
– Abteilung Führung Streit- 
– kräfte 
– Abteilung Strategie und 
– Einsatz

 > 42.042 in der Streitkräfteba-
sis

 > 19.630 im Zentralen Sanitäts-
dienst

 > 60.017 im Heer
 > 28.468 in der Luftwaffe
 > 16.268 in der Marine
 > 4.225 Studierende.

Und wo sind die übrigen 7.373 
Soldaten (gleich 4,1 Prozent) 
eingesetzt? Wenn nicht in ver-
fassungskonformen Aufgaben, 
dann ja wohl in verfassungs-
widrigen Aufgaben? Die oben 
angegebene Internetseite gibt 
Aufschluss. Diese Soldatinnen 
und Soldaten sind in folgenden 
Bereichen tätig, in denen sie 
nach Artikel 87 a Abs. 2 GG 
nicht eingesetzt werden dür-
fen: 

 > 5.449 in der Bundeswehrver-
waltung, davon

– –  945 im Bereich Infrastruk-
tur, Umweltschutz, Dienst-
leistungen

– –  1.771 im Bereich Ausrüs-
tung, Informationstechnik, 
Nutzung

– – 2.733 im Bereich Personal
 > circa 395 im Bundesministe-
rium der Verteidigung (insge-
samt 945, abzüglich der ge-
schätzten Zahl von 550 in 
den militärischen Abteilun-
gen)

 > 1.529 in sonstigen Bereichen 
(nicht näher bezeichnet?!).

Sehen wir uns nun mal die Be-
reich näher an, in denen Solda-
ten tätig sind, obwohl sie nach 
den Vorgaben des Grundgeset-
zes dort nicht eingesetzt wer-
den dürfen. 

Beginnen wir mit dem Bereich 
mit dem höchsten Anteil an 
militärischen Mitarbeitern: 
der Bundeswehrverwaltung. 
Sie bildet zusammen mit den 
Streitkräften die Bundeswehr. 
Und wie die Streitkräfte mit 
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Artikel 87a GG hat auch die 
Bundeswehrverwaltung mit 
Artikel 87b GG verfassungs-
rechtlich festgelegte Aufga-
ben in verfassungsrechtlich 
garantierter Eigenständigkeit 
und Unabhängigkeit von den 
Streitkräften:

„Artikel 87 b

(1) Die Bundeswehrverwal-
tung wird in bundeseigener 
Verwaltung mit eigenem Ver-
waltungsunterbau geführt. 
Sie dient den Aufgaben des 
Personalwesens und der un-
mittelbaren Deckung des 
Sachbedarfs der Streitkräfte ...

(2) ...“

Gerne wird die Bundeswehr-
verwaltung, nicht nur von 
 Unwissenden, auch als Ver-
waltung der Bundeswehr be-
zeichnet. So ist auch ein Artikel 
auf der Internetseite von 
www.bundeswehr.de über die 
Bundeswehrverwaltung über-
schrieben. Der Einleitungssatz 
geht in die gleiche falsche 
 Richtung: „Die hier unter ‚Ver-
waltung‘ zusammengefassten 
Bereiche nehmen eine Vielzahl 
von Aufgaben wahr, um die 
Streitkräfte zu entlasten. Dazu 
gehören beispielsweise das 
Personalmanagement, das 
 Sicherstellen der Ausrüstung 
der Truppe, das Beschaffen von 
Material, der Betrieb von 
 Kasernen oder die Berücksich-
tigung der Belange des Um-
weltschutzes.“ Die Bundes-
wehrverwaltung würde mit 
ihren Aufgaben des Personal-
wesens und der unmittelbaren 
Deckung des Sachbedarfs der 
Streitkräfte nur dann die Streit-
kräfte entlasten, wenn der Ver-
fassungsgeber diese Aufgaben 
in Artikel 87a GG ausdrücklich 
den Streitkräften übertragen 
hätte und die dann von der 
Verwaltung der Bundeswehr 
im Auftrag der Streitkräfte 
ausgeführt werden. 

Nein, die Bundeswehrverwal-
tung ist nicht die Verwaltung 
der Bundeswehr, sondern die 
Wehrverwaltung des Bundes, 

in Abgrenzung zu anderen 
Aufgaben der Wehrverwal-
tung, die den Ländern und 
Kommunen obliegen. Und ein 
Blick in das Abkürzungsver-
zeichnis der Bundeswehr, die 
Zentrale Dienstvorschrift 
64/10, belegt, dass die „Ab-
kürzer“ verfassungskonform 
vorgegangen sind. So wird das 
Wort Bundeswehr (der Ober-
begriff für Streitkräfte und 
Bundeswehrverwaltung) mit 
„Bw“ (mit je einem Groß- und 
Kleinbuchstaben) abgekürzt, 
Entsprechendes gilt für mit 
„Bundeswehr“ zusammenge-
setzte Hauptwörter wie 
Bundeswehrkrankenhaus = 
BwKrhs, Bundeswehrkom-
mando = BwKdo, Bundes-
wehrfachschule = BwFachS. 
Die Abkürzung des Wortes 
„Bundeswehrverwaltung“ lau-
tet BWV (BundesWehrVerwal-
tung) und besteht ausschließ-
lich aus Großbuchstaben. 
Entsprechendes gilt auch hier 
für mit BundesWehrVerwal-
tung zusammengesetzte 
Hauptwörter wie Bundes-
wehrverwaltungsstelle = 
BWVSt, Bundeswehrverwal-
tungsschule = BWVS. Wer die 
Bundeswehrverwaltung nicht 
mit BWV, sondern mit BwV 
abkürzt, kennt sich mit den 
verfassungsrechtlichen Vorga-
ben nicht aus oder will die ei-
genständige Bundeswehrver-
waltung zur abhängigen 
Verwaltung der Streitkräfte 
„degradieren“. 

Wie in den Streitkräften ent-
sprechend deren verfassungs-
rechtlichen Aufgaben in erster 
Linie Soldaten mit einem spe-
zifischen Diensteid eingesetzt 
sind, arbeiten in der Bundes-
wehrverwaltung entspre-
chend deren verfassungs-
rechtlichen Aufgaben in erster 
Linie zivile Mitarbeiter mit ei-
nem ebenfalls spezifischen 
Diensteid. Der Bundesbeamte 
schwört (§  64 Bundesbeam-
tengesetz), „das Grundgesetz 
und alle in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Geset-
ze zu wahren und meine 
Amtspflicht gewissenhaft zu 
erfüllen, ...“.

Bereits seit Gründung der Bun-
deswehr werden Soldaten ver-
fassungswidrig in der Bundes-
wehrverwaltung eingesetzt. 
Begonnen hatte es mit dem 
Bereich des militärischen Per-
sonalmanagements, das über-
wiegend von Soldaten wahr-
genommen wird. Die häufig zu 
hörende Rechtfertigung dafür 
ist, dass die militärischen Per-
sonalangelegenheiten natür-
lich nur von Soldaten, also von 
ihresgleichen, sachgerecht er-
ledigt werden können. Aber 
der Verfassungsgeber hat das 
nicht so gesehen. Er hat aus-
drücklich die Aufgaben des 
Personalwesens der Streitkräf-
te und somit die militärischen 
Personalangelegenheiten der 
Bundeswehrverwaltung über-
tragen (Artikel 87b Abs. 1 Satz 2 
GG). Die Streitkräfte mit den 
Soldaten sind die Bedarfsträ-
ger des militärischen Personals 
und melden ihre diesbezüg-
lichen qualitativen und quanti-
tativen Anforderungen der 
Bundeswehrverwaltung, die 
mit den zivilen Mitarbeitern 
als Bedarfsdecker nunmehr die 
militärische Forderung zu er-
füllen hat. Gleiches gilt bezüg-
lich des materiellen Bedarfs 
der Streitkräfte. In den ande-
ren ebenfalls verfassungsrecht-
lich verankerten Aufgabenbe-
reichen der Bundeswehrver- 
waltung (Bereich Ausrüstung, 
Informationstechnik, Nutzung 
und Bereich Infrastruktur, Um-
weltschutz, Dienstleistungen) 
wurden im Laufe der Jahre 
nach und nach immer mehr 
Soldaten eingesetzt, der heute 
hohe Anteil ist das Ergebnis 
der letzten Bundeswehrre-
form. Und seither können qua-
si alle Dienstposten in der 
Bundeswehrverwaltung mit 
Soldaten besetzt werden, was 
aktuell 5.449 mal (?) prakti-
ziert wird. Und diese 5.449 Sol-
daten fehlen in den Streitkräf-
ten!

Der zweite vom Verfassungs-
geber nicht abgedeckte Be-
reich mit militärischem Perso-
nal außerhalb der Streitkräfte 
sind die nicht militärischen 
Abteilungen des Bundesminis-

teriums der Verteidigung. Das 
sind rund 245 Soldaten, die 
überwiegend in den zivilen 
Abteilungen des Ministeriums 
tätig sind, welche die drei Auf-
gabenbereiche der nachgeord-
neten Bundeswehrverwaltung 
führen. Auch hier ist seit der 
letzten Bundeswehrreform 
der militärische Anteil stark 
gestiegen. Und auch diese 245 
Soldaten fehlen in den Streit-
kräften!

Der dritte vom Verfassungsge-
ber nicht abgedeckte Bereich 
mit militärischem Personal au-
ßerhalb der Streitkräfte wird 
unter www.bundeswehr.de 
nicht näher beschrieben. Dort 
steht lediglich unter „Sonsti-
ge“ eine Zahl von 1.529 Solda-
ten. Eine so hohe Zahl verlei-
tet zu Spekulationen und 
sollte deshalb transparent ge-
macht werden. Und auch die-
se 1.529 Soldaten fehlen in 
den Streitkräften.

Zusammenfassend ist also 
festzustellen, dass 7.373 gut 
ausgebildete und für den Ver-
teidigungsauftrag hoch quali-
fizierte Soldaten verfassungs- 
widrig in Aufgaben einge-
setzt sind, weil das Grundge-
setz ihnen diese nicht aus-
drücklich übertragen hat. 
Und mit Diensteid schwören 
die Soldaten eine „tapfere 
Verteidigung“ und nicht eine 
„tapfere Verwaltung“!

Es ist unglaublich, dass Regie-
rung und Parlament diesen 
permanenten Verfassungs-
bruch seit Jahren festschrei-
ben und ausbauen und dabei 
offensichtlich auch sehr will-
fähige Berater und Zuarbeiter 
haben. Dem einzelnen Solda-
ten, der in verfassungswidri-
gen Aufgaben eingesetzt 
ist, ist dies nicht vorzuwer- 
fen. Aber was ist das für ein 
Dienstherr, der seine Soldaten 
verfassungswidrig einsetzt? 
Es wäre aber interessant zu 
erfahren, ob ein Soldat schon 
mal einen solchen Einsatz in 
Aufgaben, für die er nicht ein-
gestellt und ausgebildet wor-
den ist, abgelehnt hat. 
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Neue VBB-Plakate sind da!
Am 21. März 2016 sind nun auch endlich die neuen  
VBB-Plakate angekommen! 

Die Kolleginnen in der Bundesgeschäftsstelle waren fleißig 
und haben diese an die Bereiche/Landes verbände und Stand-
ortgruppen verteilt – wenn ansonsten in einer Dienststelle 
noch Bedarf ist, lassen Sie es uns wissen – noch haben wir das 
eine oder andere Exemplar da.

VB
B

Alle eingangs erwähnten Poli-
tiker fordern eine deutliche 
Aufstockung der Bundeswehr, 
um die vermehrten Auslands-
einsätze personell besser abfe-
dern zu können. Sie fordern 
aber nicht unbedingt eine hö-
here Zahl von Soldaten, son-
dern deren Entlastung von Ver-
waltungsarbeit, damit mehr 
der vorhandenen Soldaten 
auch den Streitkräften zur Ver-
fügung stehen. Auch die Zahl 
derjenigen Soldaten, welche 
die Streitkräfte kurzfristig ver-
stärken könnte, steht fest, wie 
oben dargelegt: 7.373! Damit 
wäre dann auch erstmals seit 
Gründung der Bundeswehr ein 
verfassungskonformer Zustand 
hergestellt.

Die vom BMVg und von der 
Bundeswehrverwaltung abzu-
ziehenden 5.844 Soldaten wä-
ren natürlich durch neu einzu-
stellende und auszubildende 
zivile Mitarbeiter zu ersetzen. 
Entsprechend müsste die mit 
der letzten Bundeswehrreform 
willkürlich auf 55.000 begrenz-
te Zahl der zivilen Mitarbeiter 
erhöht werden, wie das bereits 
der SPD-Verteidigungsexperte 
im Bundestag, Rainer Arnold, 
gefordert hat. Auch der Vorsit-
zende des Verteidigungsaus-
schusses des Deutschen Bun-
destages, Wolfgang Hellmich, 
stimmte dem Bundesvorsit-
zenden des Verbandes der Be-
amten der Bundeswehr, Wolf-
ram Kamm, in einem Gespräch 
im März 2016 zu, dass eine 
Vielzahl von mit Verwaltungs-
aufgaben betrauten Soldaten 
zu ihren originären militäri-
schen Aufgaben rückgeführt 
werden sollten. In diesem Zu-
sammenhang erläuterte Hell-
mich, dass eine parlamentari-
sche Anfrage, wie viele 
Soldaten im BMVg auf zivilen 
Dienstposten sitzen, derzeit 
nicht beantwortet werden 
kann. Insofern soll es Anfang 
2017 eine Evaluierung geben, 
der im Herbst 2017 dann eine 
entsprechende Personalstrate-
gie folgen soll. So erfreulich es 
ist, dass das Ministerium sich 
der Thematik annehmen will, 
so unverständlich ist das an-

gebliche Unvermögen, die Zahl 
der Soldaten auf zivilen Dienst-
posten im BMVg festzustellen. 
Und das in Zeiten von SASPF 
und SAP! Waren das noch Zei-
ten, als man die Dienstposten-
besetzung mit farbigen Kartei-
karten und farbigen Reitern 
belegen konnte! Dann wäre es 
eine Leichtigkeit, die Anfrage 
aus dem Parlament innerhalb 
weniger Minuten zu beantwor-
ten. Oder könnte es sein, dass 
man die Anfrage vorerst nicht 
beantworten möchte?

Abschließend komme ich auf 
die Überschrift zurück. 

Wer kennt nicht diese Rede-
wendung! Aber woher kommt 
sie, was bedeutet sie? Die Zeit-
schrift GEOlino klärt uns auf 
(Artikel vom 5. Januar 2010). 
Als der griechische Maler Apel-
les (4. Jahrhundert v. Chr.) mal 
wieder ein Bild fertig gemalt 
hatte, stellte er es öffentlich 
aus und versteckte sich in der 
Nähe, um die Meinung der Be-
trachter zu erfahren. Ein Schus-
ter meinte, auf dem Bild sei ein 
Schuh nicht richtig gemalt. 
Apelles nahm die Kritik auf und 
korrigierte das Bild. Am nächs-
ten Tag kritisierte der Schuster 
die Form der Beine und die Be-
kleidung. 

Das ging dem Maler zu weit. Er 
kam aus seinem Versteck und 
rief: „Schuster, bleib bei dei-
nem Leisten!“ Und unter www.
redensarten-index.de findet 
sich zu dieser Redensart fol-
gende Deutung: „Tue das, was 
du gelernt hast, beschränke 
dich auf Dinge, die du schon 
immer gemacht hast und mit 
denen du dich auskennst. Be-
schränke dich auf deine Kern-
kompetenz!“ Kernkompetenz 
wird oft auch mit Kernfähig-
keit gleichgestellt, die zur Er-
füllung einer Kern aufgabe not-
wendig ist. 

Zweieinhalb Jahrtausende spä-
ter haben diese Redensart und 
ihre Deutung nichts an Aktuali-
tät verloren, auch heute gibt es 
– um im Bild zu bleiben – Ma-
ler und Schuster, jeder mit 

Kernkompetenz, Kernfähigkeit 
und Kernaufgabe. Beide kön-
nen und sollen über ihren 
jeweiligen Tellerrand voller In-
teresse auf den Teller des an-
deren schauen, dürfen aber 
nicht von dem anderen Teller 
essen, allerhöchstens mal 
„probieren“! Wenn aber von 
178.573 Akteuren der einen 
Seite A 7.373 vom Teller der 
anderen Seite B essen, dann 
heißt es zu Recht: „Schuster, 
bleib bei deinem Leisten!“ 
Oder sollten zum Ausgleich 
auch 7.373 von der Seite B vom 
Teller der Seite A essen? 

Der geneigte Leser ahnt be-
reits, die beiden Akteure zu 
kennen. Richtig! Es sind die 
Streitkräfte mit überwiegend 
militärischen Mitarbeitern 
(Soldaten) und die Bundes-
wehrverwaltung mit überwie-
gend zivilen Mitarbeitern (Be-
amte und Tarifbeschäftigte). 
Wobei es völlig egal ist, wer 
Maler und wer Schuster ist: 
Denn beide müssen – im über-
tragenen Sinn – bei ihrem Leis-
ten bleiben. 

 Bernd Henke

P.S.:
 > Hätte mein Dienstherr mir zu 
aktiver Beamtenzeit eine 
Verwendung auf einem be-
soldungsgleichen Dienstpos-
ten eines Oberst in den 
Streitkräften angeboten, so 
hätte ich ein solches Ansin-
nen dankend abgelehnt: Ich 
wollte immer bei meinem 
Leisten bleiben!

 > Interessante Einzelheiten 
und Hintergründe zu dem 
verfassungsrechtlichen Zwei-
Säulen-Konzept der Bundes-
wehr mit Streitkräften und 
Bundeswehrverwaltung be-
ziehungsweise mit Soldaten 
und Beamten kann der hof-
fentlich weiterhin geneigte 
Leser folgenden Abhandlun-
gen entnehmen: 
– „Die Bundeswehrverwal-
tung“ von Ernst Wirmer, Zeit-
schrift Bundeswehrverwal-
tung (BWV) 1957, S. 2 ff., 
nachgedruckt in BWV 2006, 
S. 218 ff., 
– „Ziviler Geist gegen grasen-
de Generäle“ von Rainer Bla-
sius, Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 29. März 2006, 
S. 10, nachgedruckt in BWV 
2006, S. 221 ff. 
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